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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Forschung und Technologie (17. Ausschuß) 


zum Antrag der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, 
Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/468 — 

betr. Amt zur Bewertung technologischer Entwicklung beim 
Deutschen Bundestag 


A. Problem 

Die zunehmenden Aufgaben der Bundesregierung im Bereich 
der Wissenschafts- und Technologieförderung und die daraus 
resultierenden Aufgaben stellen an die parlamentarische Kon- 
trolle Anforderungen, die mit dem bestehenden Instrumenta- 
rium kaum erfüllt werden können. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag soll beim Deutschen Bundestag ein Gremium 
zur Bewertung technologischer Entwicklung institutionalisiert 
werden, das die Aufgabe hat, die positiven und negativen Aus- 
wirkungen technologischer Projekte zu untersuchen. 


C. Alternativen 

Der Technologieausschuß ist mit Mehrheit (SPD, FDP) der An- 
sicht, daß die von der Fraktion der CDU/CSU vorgeschlagene 
„Kommission für Technologiefolgenabschätzung" beim Deut- 
schen Bundestag nicht geeignet sei, die Beratungskapazität des 
Parlaments zu verbessern. Das Setzen von Prioritäten sei nur 
aufgrund von politischen Entscheidungen möglich. Diese konn- 
ten nicht an ein institutionalisiertes Beratungsgremium gebun- 
den werden. 


D. Kosten 

Da der Antrag abgelehnt wurde, entstehen keine Kosten. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Haenschke, Hoffie und Lenzer 


I. Allgemeines 

Der Antrag wurde in der 34. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 18. Mai 1973 dem Ausschuß 
für Forschung und Technologie federführend, an den 
Innen- und Haushaltsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen. Zur Vorbereitung der bevorstehenden Be- 
ratungen hörte der Technologieausschuß in einer 
öffentlichen Informationssitzung am 5. Dezember 
1973 Sachverständige aus Forschung, Lehre und Wis- 
senschaft und diskutierte mit ihnen Fragen über 
Ziele und Methoden der Bewertung technologischer 
Entwicklungen (Technology Assessment) sowie die 
institutioneilen Alternativen einer Technology-As- 
sessment-Einrichtung für den und bei dem Deutschen 
Bundestag. 

Aufgrund eines im September 1973 gefaßten Be- 
schlusses des Technologieausschusses erstattete die 
Studiengruppe für Systemforschung in Heidelberg 
ein umfangreiches Gutachten, in dem auf Begriff, 
Zielsetzung und Stand des Technology Assessment 
eingegangen, die Probleme der Vergabe, Planung 
und Durchführung von Technology- Assessment-Un- 
tersuchungen dargestellt und die Möglichkeiten 
einer institutionalisierten Einrichtung dieser Art für 
das Parlament erörtert wurden. 

Der Technologieausschuß hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 16. April 1975 vorbehaltlich der Stel- 
lungnahmen der mitberatenden Ausschüsse abschlie- 
ßend beraten und mit Mehrheit (SPD, FDP) beschlos- 
sen, dem Plenum die Ablehnung des Antrags zu 
empfehlen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 14. Mai 1975 ebenfalls beraten und ihn 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 
6. Juni 1975 den Antrag abschließend beraten und 
einstimmig die Auffassung vertreten, daß die in 
dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU enthaltene 
Problematik durch den vom federführenden Aus- 
schuß gefaßten Beschluß, gegen den keine Bedenken 
erhoben werden, nicht gelöst ist und in geeigneter 
Form weiter geprüft werden muß. 

II. Zum Ausschußbesehluß im einzelnen 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte am 16. April 
1973 einen Antrag zur Errichtung eines Amtes zur 
Bewertung technologischer Entwicklungen beim 
Deutschen Bundestag eingebracht. Aufgabe dieses 
Amtes sollte es sein, die voraussichtlichen Folgen 
naturwissenschaftlicher und technischer Entwicklun- 
gen abzuschätzen und die parlamentarische Kon- 
trolle der Exekutive im Bereich der Forschungs- und 
Technologiepolitik zu verstärken. Die CDU/CSU ver- 
trat dabei die Auffassung, daß die Tätigkeit des Bun- 
des im Bereich der Wissenschafts- und Technologie- 


forschung eine parlamentarische Kontrolle der Exe- 
kutive immer schwieriger gestalte. Die Ausweitung 
der Aufgaben in diesem Bereich stelle an die par- 
lamentarische Kontrolle Anforderungen, die mit dem 
vorhandenen Instrumentarium nicht mehr erfüllt 
werden könnten. Insbesondere gehe es darum, eine 
Übersicht über die Auswirkungen von technolo- 
gischen Entwicklungen auf Volkswirtschaft und Ge- 
sellschaft zu erhalten. Durch den Ausschuß für For- 
schung und Technologie seien zwar die Vorausset- 
zungen für eine stärkere Kontrolle der Technologie- 
politik geschaffen worden, jedoch sei bei der Viel- 
zahl der schwierigen Fachprobleme eine bessere Ent- 
scheidungsvorbereitung der Parlamentarier erforder- 
lich. Auch der amerikanische Kongreß habe nicht 
ohne Grund ein „Office of Technology Assessment“ 
eingerichtet. 

Bereits in der Plenardebatte am 18. Mai 1973 
wurde das von der Fraktion der CDU/CSU vorge- 
schlagene Amt von den Koalitionsfraktionen als eine 
in hohem Maße technokratische Einrichtung bezeich- 
net, das weder zur Durchsetzung des Vorrangs ge- 
sellschaftlicher Bedürfnisse noch zur Verbesserung 
der Kooperation von Wirtschaft, Wissenschaft und 
Regierung beitragen könne. 

Im übrigen könne man sich nicht an dem Office of 
Technology orientieren, da amerikanische Verhält- 
nisse im Parlamentsbereich nicht ohne weiteres auf 
den Deutschen Bundestag übertragbar seien. 

Im Verlauf der Ausschußberatungen erklärte die 
Fraktion der CDU/CSU, daß sie den Aufbau einer 
eigenen Beratungs- und Planungskapazität beim 
Deutschen Bundestag für notwendig halte. Sie solle 
ermöglichen, eigene Konzeptionen und Alternativ- 
lösungen zu finden. Hinsichtlich der organisations- 
rechtlichen Ausgestaltung eines institutionalisierten 
Gremiums sei die CDU/CSU zu Kompromißlösungen 
bereit. Seitens der Fraktion der SPD wurde der Vor- 
schlag gemacht, ähnlich wie im wirtschaftlichen Be- 
reich einen Sachverständigenrat zu berufen, der über 
die Bewertung technologischer Entwicklungen jähr- 
lich an die Bundesregierung berichten solle. Dieser 
Bericht solle dann im Bundestag mit der hinzugefüg- 
ten Stellungnahme der Bundesregierung diskutiert 
werden. Die Fraktion der FDP schlug vor, sich an den 
britischen „Program Analysis Units" zu orientieren. 
Ein solches Modell habe den Vorteil, daß nur ein 
kleines Organisationsbüro notwendig sei. Die CDU/ 
CSU setzte sich hingegen dafür ein, eine „Kommis- 
sion für Technologiefolgenabschätzung“ beim Bun- 
destag zu bilden. Diese Kommission solle sich aus 
sechs Mitgliedern des Bundestages zusammensetzen: 
zur Hälfte aus Mitgliedern der Regierungsparteien, 
zur anderen Hälfte aus Vertretern der jeweiligen 
Opposition. Weitere sechs — nicht stimmberechtigte 
— Sachverständige sollten auf Vorschlag der Kom- 
missionsmitglieder vom Bundestagspräsidenten be- 
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nannt werden. Zur Bewältigung der von der Kom- 
mission wahrzunehmenden Aufgaben wurde ein 
„Sekretariat zur Bewertung technologischer Entwick- 
lungen" vorgeschlagen, das die von der Kommission 
beschlossenen Projekte im Zusammenwirken mit Ex- 
perten des In- und Auslands durchführen sollte. Den 
Vorsitzenden der Ausschüsse des Bundestages sollte 
die Möglichkeit gegeben werden, über den Vorsit- 
zenden der Kommission spezielle Analysen anzufor- 
dern. Dieser Antrag der Fraktion der CDU/CSU fand 
jedoch keine Mehrheit. 

Ebenso wie die Opposition vertraten auch die 
Fraktionen der SPD und FDP die Auffassung, daß 
der Bundestag und insbesondere der Ausschuß für 
Forschung und Technologie Informationsinstrumente 
brauchen, um Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramme eingehender prüfen und somit der Kontroll- 
und Initiativfunktion besser gerecht werden zu kön- 
nen. Andererseits war die Mehrheit (SPD, FDP) je- 
doch der Meinung, daß ein institutionalisiertes Gre- 
mium die an die Abgeordneten heranzutragenden In- 
formationen zu stark filtern werde. Andererseits 
könnten auch bei starker personeller Ausstattung 
des Sekretariats dort nicht alle Projekte und Ent- 
wicklungen verfolgt werden. Und schließlich sei die 
Bewertung technologischer und somit auch gesell- 
schaftlicher Möglichkeiten im Kern kein wissen- 


Bonn, den 18. Juni 1975 


Dr. Haenschke Hoffie Lenzer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - — Drucksache 7/468 — abzulehnen. 


schaftliches, sondern ein politisches Problem. Die 
Wissenschaft könne die Tragweite von Projekten 
und Entwicklungen klären helfen, aber sie könne 
dem Technologieausschuß bzw. dem Bundestag nicht 
die politischen Bewertungen und damit die Entschei- 
dungen abnehmen. Nach Ansicht der Koalitionsfrak- 
tionen stehe die von der CDü/CSü-Fraktion ange- 
regte Kommission nicht in Einklang mit der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages (§ 12 
GO). Der Aufgabenkatalog dieses Gremiums sei zu- 
dem nicht klar Umrissen, die Funktionsfähigkeit we- 
gen der vorgesehenen Stimmengleichheit von jewei- 
liger Koalition und Opposition von vornherein in 
Frage gestellt. 

Insgesamt ist die Mehrheit des Ausschusses der 
Meinung, daß der Aufbau einer neuen Beratungsin- 
stitution nicht erforderlich sei. Die gegebenen Mög- 
lichkeiten wie Anhörungen, Vergabe von Gutachten 
etc. sollen statt dessen besser genutzt werden. Wei- 
ter stehen dem Ausschuß die Gutachten der für das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
tätigen Beratungsgremien zur Verfügung. Der Aus- 
schuß kann sein Informationsspektrum auch durch 
ad hoc-Arbeitsgruppen erweitern, die im Zusam- 
menwirken mit Wissenschaftlern aus dem In- und 
Ausland die politische Bewertung technologischer 
Projekte und Entwicklungen vorbereiten kann. 


Bonn, den 18. Juni 1975 


Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Dr. Lohmar Dr. Haenschke Hoffie Lenzer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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